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Bonafinis Festnahme verhindert
Menschenmenge schützt „Madres“-Vorsitzende vor Justizzugriff
Hebe de Bonafini bei dem traditionellen Rundgang der „Madres“ auf der „Plaza de Mayo“. (Foto: AP)
Buenos Aires (AT/mc) - Hebe de Bonafini gilt als Symbol im Kampf gegen die Militärdiktatur. Entsprechend groß war der Aufruhr, als die Polizei vor wenigen Tagen die Vorsitzende der „Mütter der Plaza de Mayo“ („Madres“) festnehmen wollte. Als die Nachricht des Haftbefehls von Richter Marcelo Martínez de Giorgi die Runde machte, fanden sich Hunderte von Sympathisanten vor dem Gebäude der „Madres“ ein, um die 87-jährige Menschenrechtlerin vor dem Zugriff der Staatsmacht zu schützen. Unter den Demonstranten befanden sich auch Vertreter der ehemaligen Kirchner-Regierung, zu der Bonafini gute Beziehungen unterhielt.
Hintergrund des Haftbefehls ist die Weigerung Bonafinis, einer Gerichtsvorladung nachzukommen, die Martínez de Giorgi im Rahmen eines Verfahrens wegen Veruntreuung öffentlicher Gelder verfügt hatte.
Die Sympathisanten begleiteten Bonafini auch bei dem traditionellen Rundgang der „Madres“ auf der „Plaza de Mayo“, der von den Müttern von Opfern der Militärdiktatur (1976-1983) jeden Donnerstag seit 1977 veranstaltet wird. Dort hielt Bonafini eine Rede in ihrer gewohnt deftigen Wortwahl: „Ich habe keine Angst vor diesen Hurensöhnen. Wenn sie uns gefangen nehmen wollen, dann sollen sie es tun.“ Sie sprach von einer „korrupten Justiz“.
Der Polizei gelang es bis in die späten Abendstunden nicht, den Richterbeschluss durchzusetzen. Bonafini übernachtete im Nachbarhaus der „Madres“. Draußen hielten ihre Anhänger Wache.
Am Folgetag hob Richter Martínez de Giorgi den Haftbefehl vorerst auf. Bonafini erklärte sich im Gegenzug bereit, im Gebäude der „Madres“ eine Aussage gegenüber dem Richter zu machen. Auf diesen Kompromiss hatten sich Martínez de Giorgi und Bonafinis Rechtsbeistand Juan Manuel Monrente in einer mehrstündigen Unterredung verständigt.
Am Mittwoch fand sich der Richter im Haus der „Madres“ ein. Bonafini machte jedoch von ihrem Recht Gebrauch, die Aussage zu verweigern.
Konkret geht es bei dem Justizverfahren um das Sozialbauprogramm „Gemeinsame Träume“, das unter Regie der „Madres“ stand und durch Staatsgelder finanziert wurde. Im Mittelpunkt des 2011 ans Tageslicht gekommenen Skandals steht Bonafinis einstiger Ziehsohn Sergio Schoklender, der sich als Geschäftsführer des Bauprogramms in großem Stile bereichert haben soll.
Argentinien
Wer ist verantwortlich?
Die juristische Aufarbeitung der Causa „Sueños Compartidos“
Buenos Aires (AT/jea) - Das gerichtliche Verfahren wegen Veruntreuung öffentlicher Gelder beim Sozialbauprogramm „Sueños Compartidos“ (Gemeinsame Träume) geht trotz der Aussetzung des Haftbefehls gegen Hebe de Bonafini weiter. Richter Marcelo Martínez de Giorgi suchte die Vorsitzende der „Mütter der Plaza de Mayo“ („Madres“) am Mittwoch auf, wobei diese ihre Aussage verweigerte. Der Richter hat vorerst bestimmt, dass Bonafini nicht ins Ausland reisen darf.
Bei dem fehlenden Betrag der Stiftung „Sueños Compartidos“ handelt es sich darum, dass bei staatlichen Zuwendungen von insgesamt 740 Millionen Pesos für 200 Millionen Pesos keine Abrechnung vorgelegt wurde. Daraus folgt die Annahme, dass der Betrag entwendet wurde. Zunächst ist entweder Hebe de Bonafini oder ihr ehemaliger Geschäftsführer Sergio Schoklender dafür verantwortlich. Ebenfalls trägt der Unterstaatssekretär für öffentliche Bauten, Abel Fatala, eine direkte Verantwortung. Sein damaliger Vorgesetzter, José López, der unlängst festgenommen wurde, hat schon erklärt, dass Fatala und nicht er in der Angelegenheit verantwortlich zeichnete. Der einstige Infrastrukturminister Julio de Vido hat Recht, wenn er jetzt sagt, dass die Kontrolle, die offensichtlich nicht durchgeführt wurde, nicht seine Aufgabe gewesen sei.
Das Grundproblem bei diesem Fall besteht darin, dass es keinen Sinn hat, den Bau von Sozialwohnungen auf eine private Institution zu übertragen, die davon nichts versteht. Wenn die Kirchners Hebe de Bonafini helfen wollten, so hätten sie ihr eine direkte Subvention erteilen können, die dann im Budgetgesetz legalisiert wird. Sozialwohnungen müssen vom Staat direkt bei guten Bauunternehmen verpflichtet und sorgfältig kontrolliert werden. Auch der Sozialaktivistin von Jujuy, Milagro Sala, hat die Kirchner-Regierung Mittel für den Wohnungsbau übertragen. Auch in diesem Fall gibt es Verdachtsmomente für Veruntreuung, weswegen Sala seit Monaten in Haft sitzt.
Argentinien
Lob von Ban Ki Moon
Aufnahmebereitschaft für Flüchtlinge gewürdigt
Ban Ki Moon (l.) und Mauricio Macri. (Foto: AP)
Buenos Aires (AT/mc) - Warme Worte vom UN-Generalsekretär: Ban Ki Moon lobte bei seinem Besuch in Buenos Aires die Bereitschaft Argentiniens, 3000 syrische Flüchtlinge aufzunehmen. Die Regierung von Präsident Mauricio Macri zeige sich auf diesem Feld als „mitfühlende und großzügige Staatsführung“. Macri will den Aufnahmeplan etappenweise umsetzen. Kritik kam von Seiten der peronistischen Opposition sowie dem jüdischen Dachverband DAIA. Sie fürchten, dass mit den Flüchtlingen auch „terroristische Elemente“ ins Land kommen könnten.
Ban Ki Moon würdigte Argentinien auch auf den Feldern des Klimaschutzes, der Geschlechtergleichberechtigung sowie der Friedenspolitik. Letzteres zeige sich beispielsweise durch das Engagement Argentiniens bei der Überwachung des Friedensprozesses in Kolumbien.
Ban Ki Moon machte zudem deutlich, dass er die argentinische Außenministerin Susana Malcorra für eine geeignete Kandidatin für das Amt an der Spitze der Vereinten Nationen hält, welches er selber Ende dieses Jahres turnusgemäß abtreten muss: „Es ist einer der anspruchsvollsten Posten in der Welt. Von daher wertschätze ich, dass jemand wie Susana Malcorra sich bereit erklärt hat, sich dem Auswahlverfahren zu stellen“, meinte der Südkoreaner. Ban Ki Moon kennt Malcorra bereits aus Zeiten gemeinsamer Arbeit bei der Weltorganisation. Die Argentinierin diente dem UN-Generalsekretär als Kabinettschefin, ehe sie das Angebot von Macri erhielt, Außenministerin ihres Heimatlandes zu werden.
Scheitern könnten Malcorras Ambitionen, Ban Ki Moon politisch zu beerben, aber vor allem daran, dass Großbritannien und Frankreich - zwei der fünf ständigen Mitglieder des UN-Sicherheitsrates - bislang den Portugiesen António Guterres bevorzugen. Gleichwohl erklärte die neue britische Premierministerin Theresa May in einem Schreiben an Mauricio Macri, dass Großbritannien alle Kandidaten gemäß ihren Fähigkeiten und Verdiensten bewerten und unter diesen Prämissen auch die Bewerbung Malcorras sorgfältig prüfen werde.
Argentinien
Die Woche in Argentinien
Partner aus Südostasien
Buenos Aires - Die Organisation der Südostasiatischen Staaten ASEAN will ihre Beziehungen zu Argentinien weiter ausbauen. Anlässlich seines 49. Gründungstages lud der Staatenbund am Montag zu einer Festveranstaltung in das argentinische Außenministerium ein. Stellvertretend für alle zehn Mitgliedsländer referierte Vietnams Botschafter Nguyen Dinh Thao über Geschichte und Gegenwart des Regionalbündnisses. Dieses sei vor allem durch das gemeinsame Meistern von Krisen und Naturkatastrophen wie dem Tsunami 2004 zusammengewachsen. Heute lebten auf dem ASEAN-Gebiet 630 Millionen Menschen, die ein Bruttoinlandsprodukt von insgesamt 2,6 Billionen US-Dollar erwirtschafteten. Argentinien sei mit einem Handelsvolumen von 8 Milliarden Dollar ein wichtiger Wirtschaftspartner des ASEAN-Bündnisses, so Nguyen Dinh Thao. Dass man dies noch ausbauen könne, unterstrich Olga Roldán Vázquez, die im argentinischen Außenministerium die politischen Richtlinien koordiniert. Sie bezeichnete Südostasien als eine der dynamischsten Regionen der Welt. Roldán Vázquez dankte den ASEAN-Staaten dafür, dass sie Argentinien bei seinem Bemühen um die Malwinen-Inseln unterstützten. In Argentinien sind fünf der zehn ASEAN-Mitgliedsstaaten vertreten: Neben Vietnam auch Indonesien, Malaysia, die Philippinen und Thailand.
London regt Malwinen-Flüge an
Tauwetter zwischen Großbritannien und Argentinien? Zu gewissen Hoffnungen darauf berechtigt ein Schreiben, das die neue britische Premierministerin Theresa May vor wenigen Tagen an Präsident Mauricio Macri geschickt hat. Darin schlägt die Amtsnachfolgerin von David Cameron vor, dass beide Länder trotz ihrer bestehenden Differenzen bezüglich der Malwinen in eine „produktivere Phase“ ihrer bilateralen Beziehungen eintreten sollten. In diesem Zusammenhang schlug May insbesondere vor, über Flüge von Argentinien zu den abgelegenen Inseln im Südatlantik zu verhandeln. Diese wurden nach dem Krieg 1982 eingestellt. Seitdem gibt es lediglich Flüge, die von Punta Arenas in Chile starten. Des Weiteren regte die Premierministerin an, die Erdölförderung rund um die Inselgruppe neu zu gestalten und bisherige Restriktionen aufzuheben. May betonte ihren Wunsch, Macri zu einem Gespräch zu treffen.
US-Akten veröffentlicht
Die Macri-Regierung hat mehr als 1000 US-Akten über die Lage der Menschenrechte während der letzten Militärdiktatur (1976-83) veröffentlicht. Die Dokumente waren von der US-Regierung nach dem Besuch des US-Präsidenten Barack Obama in Buenos Aires im März freigegeben und der argentinischen Regierung übergeben worden. Die 1081 Akten wurden am Montag vom argentinischen Staatssekretär für Menschenrechte Claudio Avruj der Menschenrechtsorganisation „Großmütter der Plaza de Mayo“ und der Presse übergeben. Die Dokumentation wurde von verschiedenen US-Regierungsstellen zwischen 1977 und 1982 erstellt. Sie enthält zahlreiche Aussagen von Opfern der Militärdiktatur und Protokolle von Gesprächen von Diplomaten und Regierungsvertretern der USA mit der Militärjunta. Die US-Regierung hatte zur Zeit der Präsidentschaft von Jimmy Carter (1977-1981) eine kritische Einstellung zu den Menschenrechtsverletzungen in Argentinien. Sein Nachfolger Ronald Reagan (1981-1989) hingegen betrachtete die Militärs als enge Verbündete im Kampf gegen die Sandinisten in Nicaragua und linke Guerrilla-Bewegungen in Honduras, Guatemala und El Salvador.
Kundgebung für Arbeit
Es wurde zur Großkundgebung gegen Sozialkürzungen und Arbeitslosigkeit. Der diesjährige Tag des Heiligen Kajetan von Thiene (San Cayetano), der als Schutzheiliger von Brot und Arbeit verehrt wird, wuchs sich am Sonntag zu einer Massendemonstration gegen die Regierung von Präsident Mauricio Macri aus. Mehrere linksgerichtete Bewegungen und Gewerkschaftsaktivisten hatten einen Protestmarsch organisiert. Dieser begann nach dem Gottesdienst zu Ehren des Heiligen in der Basilika San Cayetano im Buenos Aires-Stadtteil Liniers. Von dort ging es über Caballito schließlich in die Innenstadt zur Plaza de Mayo, wo sich gut 100.000 Menschen einfanden, um für „Brot, Frieden, Obdach und Arbeit“ zu demonstrieren. Einer der Hauptredner, Daniel Menéndez von der Bewegung „Barrios de Pie“, meinte, es sei schwer, den sozialen Frieden im Land zu wahren, wenn die Regierung mit ihrem Kurs des sozialen Kahlschlags weitermache.
Bombenalarm
Zwei Bombendrohungen auf die Stadtwohnung von Präsident Mauricio Macri beschäftigten vor wenigen Tagen die Sicherheitsbehörden. Zweimal gingen Anrufe bei der Notrufzentrale ein, bei denen angekündigt wurde, das Appartement in der Avenida del Libertador 2712 in die Luft zu sprengen. Macri hatte in der Immobilie bis zu seinem Umzug in die Präsidentenresidenz in Olivos im vorigen Februar gewohnt. Derzeit vermietet er sie an seinen Geheimdienstchef Gustavo Arribas. Bei ihren Untersuchungen stieß die neu geschaffene Antiterroreinheit der Bundespolizei schnell auf eine heiße Spur. So ermittelten die Beamten zwei Telefonanschlüsse, von denen innerhalb der letzten sieben Monate 9000 Anrufe an die Notrufzentrale getätigt wurden. Bei den von Bundesrichter Sebastián Ramos angeordneten Hausdurchsuchungen wurde ein tatverdächtiges Paar festgenommen. Eine weitere Tatverdächtige, eine Frau aus Uruguay, konnte sich in ihr Heimatland absetzen.
Ende für Straßenbahn
Die Straßenbahn in Puerto Madero soll endgültig abgebaut werden. Dies berichtet die Zeitung „Clarín“ unter Berufung auf nicht näher genannte offizielle Quellen. Die Bahn, die 2007 von Néstor und Cristina Kirchner eingeweiht wurde, hatte bereits 2012 ihren Betrieb eingestellt. Grund waren das geringe Fahrgastaufkommen sowie Kompetenzstreitigkeiten zwischen verschiedenen Regierungsebenen, als die Nationalregierung von Cristina Kirchner die Zuständigkeit für mehrere Verkehrsbetriebe auf die Stadtverwaltung übertragen wollte. Insgesamt habe das Straßenbahnprojekt dem Steuerzahler 102 Millionen Pesos gekostet, wie der „Clarín“ vorrechnet. (AT/mc/dpa)
Meinung
CGT
Das Kürzel CGT steht für „Confederación General del Trabajo“, zu Deutsch Allgemeines Arbeitsbündnis, im Klartext die Spitze der Gewerkchaften. Vor siebzig Jahren, als der damalige Oberst, später General Juan Domingo Perón die Präsidentschaftswahlen von 1946 mit 52 Prozent der Stimmen gewann, erließ der ihm mehrheitlich hörige Kongress das bis heute gültige Gewerkschaftsgesetz. Perón hatte sich hierfür am italienischen Arbeitsgesetz („Carta del Lavoro“) inspiriert, das der damalige Diktator Italiens Benito Mussolini erlassen hatte. Perón war Militärattaché in Rom gewesen.
Nachdem das Gewerkschaftsgesetz in jeder Branche nur eine Gewerkschaft zuließ, entstand ein Monopol, das den Vorschriften der internationalen Arbeitsorganisation widersprach, laut denen Gewerkschaften kein Monopolrecht besitzen.
Das seither geltende Monopolgesetz für zugelassene Gewerkschaften hat letzteren eine besondere Macht in der Wirtschaft eingeräumt. Sie können Arbeitgeber unter Druck setzen, indem sie vorschreiben, dass ihre Mitglieder streiken oder, wie es heißt, „nach Reglement“ tätig sind, was im Klartext bedeutet, dass sie weniger arbeiten. Arbeitgeber werden durch dieses Gewerkschaftsmonopol erpresst, damit sie in den Lohnverhandlungen nachgeben. All das führt zu massiven Lohnzunahmen, die die Inflation fördern. Arbeitgeber pflegen die Preise vorsorglich anzuheben, damit sie das Geld haben, um die Lohnzunahmen rechtzeitig zu finanzieren.
Unter der Militärdiktatur von General Juan Carlos Onganía, der den gewählten Präsidenten und Parteiradikalen der UCR Arturo Illia gewaltsam abgesetzt hatte, gewannen die Gewerkschaften das Monopol der sogenannten Sozialkassen, Spanisch „Obras Sociales“, die zwangsweise von den Arbeitgebern finanziert wurden. Die Beiträge, genannt „Contribuciones“ für die Arbeitgeber und „Aportes“ für die Arbeitnehmer, werden von den Arbeitgebern monatlich abgeführt. Mit der Verwaltung dieser Kassen finanzieren die Gewerkschaftsführer gewaltige Beträge nach Gutdünken mit anfallender Korruption. Ihre Sprecher mischen in der Landespolitik mit und sind in Großbetrieben tätig, wo sie als sogenannte „delegados“, lies Betriebsräte, nicht arbeiten, aber die Arbeitgeber bedrängen. Das bezieht sich auf Streikdrohungen oder sogenanntes „Arbeiten nach Reglement“ mit anfallenden Verlusten für die Arbeitgeber.
Das inflationstreibende Gewerkschaftsmonopol hat unter anderem dazu geführt, dass argentinische Löhne fühlbar teurer sind als in Nachbarländern, was wiederum die Konkurrenzfähigkeit Argentiniens gegenüber anderen Ländern Lateinaamerikas gefährdet. Eine Ausnahme des Gewerkschaftsmonopols betrifft die Lehrer/innen, in welcher Branche zwei Gewerkschaften sich streiten, insbesondere in der Provinz Buenos Aires, wo Ersatzlehrer eingesetzt werden müssen, wenn die Lehrer/innen fehlen, was sehr häufig geschieht.
Derzeit streiten sich die größten Gewerkschaftsführer um die Neubildung der bisher zerstrittenen Spitzengewerkschaften um die Führungsposten des Allgemeinen Gewerkschaftsbundes CGT. Dabei geht es um die Möglichkeit, landesweite Streiks zu verkünden, wie es mehrmals unter der Regierung des UCR-Radikalen Raúl Alfonsín (1983 bis 1989) geschah, als CGT-Chef Saúl Ubaldini mehrere Generalstreiks vollzog. All das mündete 1989 in die Hyperinflation und den vorzeitigen Rücktritt von Alfonsín. Gewerkschaftsmonopol und Inflation geben sich die Hand.
Meinung
Verrohung in der Asyldebatte
Von Sophie Rohrmeier
Berlin - „Dreckspack“, „schwarze Affen“, steht da in Posts auf Facebook, und „Dachau muss wieder aufgemacht werden“. Für alle sichtbar, frei zum Liken, Teilen, Übertrumpfen. Die Aussagen von Anhängern der Alternative für Deutschland (AfD) oder Pegida, das beobachtet Heidrun Kämper vom Institut für Deutsche Sprache, haben große Nähe zur NS-Sprache - und auch zur NS-Wirklichkeit. Es braucht für eine Verrohung der Sprache also keine neuen Wörter, die extremer wären als je zuvor. Und diese Verrohung macht auch nicht bei Rechtsextremen Halt.
Offen ausgedrückter Hass nehme zu, sagt Kämper. Die Hemmschwelle sei gesunken, ganz offen die Sprache der Nationalsozialisten zu verwenden, Parolen wie „Deutschland erwache!“. Sprache zu beeinflussen, auch über ihre eigenen Kreise hinaus, das gehöre zur Strategie der Rechten, erklärt Rechtsextremismus-Experte Johannes Baldauf von der Amadeu-Antonio-Stiftung. „Es ist ein Erfolg des Populismus, dass inzwischen jeder weiß, was der Kontext ist, wenn jemand das Wort ‚Lügenpresse‘ in den Mund nimmt.“
Dass Menschenverachtung tatsächlich in die öffentliche Sprache eindringt, sei neu, sagt Anatol Stefanowitsch, Sprachwissenschaftler an der Freien Universität Berlin. Bevor die sozialen Netzwerke als Kommunikationsmittel so wichtig wurden, wünschten sich auch schon manche Konzentrationslager zurück oder leugneten den Holocaust. Aber im Verborgenen meist, etwa in geschlossenen Internet-Foren.
Noch problematischer ist: Menschen mit rechten Einstellungen, das belegt die aktuelle „Mitte“-Studie der Universität Leipzig, sind zunehmend offen dafür, Gewalt anzuwenden. Fast 20 Prozent der Befragten sagen, sie seien bereit, sich „mit körperlicher Gewalt gegen Fremde durchzusetzen“. Gegen die Angstrhetorik von rechts entsteht etwa in Bayern gerade die Initiative „Mut zu Mut“. Die Gruppe will den nach rechts gerückten Diskurs wieder justieren.
Damit dürfte sie einige Arbeit haben. Denn althergebrachte rechtsextreme Einstellungen haben zwar laut „Mitte“-Studie nicht zugenommen, Judenhass also, Überfremdungsängste, Führerphantasien oder ein verharmlosender Blick auf die NS-Vergangenheit. Es gebe aber, sagt einer der Studienautoren, mehr Aggression gegen einzelne Gruppen. Das sei gesellschaftlich akzeptierter als NS-Verherrlichung.
„Rechte Begriffe und Slogans gehen vielen heute leichter über die Lippen, der Schrecken schwindet“, sagt auch Kämper. Das liege auch daran, dass heute weniger Zeitzeugen des NS-Regimes leben als früher. Viele dieser Zeitzeugen hatten das Bewusstsein, dass sich etwas wie der Holocaust nicht wiederholen dürfe - jegliche Art von NS-Affinität war tabu. In den Generationen danach habe sich das geändert.
Dass diese Ressentiments die Sprache der etablierten Parteien mit nach rechts ziehen, glaubt Kämper nicht. „Der Ton ist vielleicht ruppiger geworden“, sagt sie. „Aber mein Eindruck ist nicht, dass die demokratischen Politiker, bei Reden oder in Talkshows, in einer verrohten Sprache sprechen.“
Ob man nun für AfD, Pegida und Co. ist oder dagegen: Über Flüchtlinge und die Parolen der Rechtspopulisten wird viel geschrieben, viel gesprochen, auch im Privaten. Das geht kaum, ohne diese Parolen zu verwenden - und sei es im Zitat. Diesem Dilemma entkommt man nicht, auch die Medien tun sich damit schwer.
„Lügenpresse“, „Volksverräter“, „Überfremdung“ - wer über die eigene Sprache nachdenkt, bemerkt vielleicht an sich selbst, dass nach vielen Diskussionen über Asylpolitik solche Wörter leichter auszusprechen sind. „Wenn man sich viel damit beschäftigt, muss man ständig besonders aufmerksam sein, sich diesem Effekt zu entziehen“, sagt Stefanowitsch. „Aber es steht etwas auf dem Spiel.“ Sich nicht zu distanzieren von herabwürdigenden Wörtern, berge die Gefahr, harmlos wirkende Muster zu übernehmen.
Auch das kann Ressentiments schüren: Im Juni erhob Innenminister Thomas de Maizière diesen nicht belegbaren Vorwurf gegen Ärzte, die Flüchtlinge untersuchen, und indirekt gegen Asylbewerber: „Es kann nicht sein, dass 70 Prozent der Männer unter 40 Jahren vor einer Abschiebung für krank und nicht transportfähig erklärt werden.“ Entsprechende Zahlen gibt es nicht, musste sein Ministerium zugeben. Auch Vizekanzler Sigmar Gabriel ist ein Beispiel. Er bezeichnete den rechten Mob von Heidenau als „Pack“. Ein verbaler Schlag als Reaktion auf ausländerfeindliche Krawalle.
Dass de Maizère zugleich vor verrohter Sprache warnt, könnte Taktik sein. „Eine kritische Interpretation ist“, sagt Stefanowitsch, „dass Politiker sich dieser Sprache bewusst bedienen, um den Diskurs nach rechts zu verschieben und die eigenen Positionen eher als Mitte erscheinen zu lassen.“
Diese Methode hat die AfD für sich entdeckt. Jemand aus der Partei bricht ein Tabu, spricht etwa vom Schießen auf Flüchtlingskinder und nimmt es wieder zurück. Mit großem Widerhall. Nur: „Man ist für seine eigene Sprache verantwortlich“, sagt Stefanowitsch. „Was einmal öffentlich gesagt ist, bleibt stehen als etwas Sagbares.“ Dann wirke menschenverachtende Sprache zunehmend normal. (dpa)
Meinung
Randglossen
Hebe Pastor de Bonafini ist Mitgründerin der „Mütter der Plaza de Mayo“, die seinerzeit unter der letzten Militärdiktatur jeden Donnerstag Nachmittag auf der Plaza de Mayo mit einem weißen Kopftuch dafür plädierten, dass ihre Kinder, die als verschwunden galten, wieder gefunden würden. Später, als die Kirchners regierten, äußerte sich Bonafini wiederholt , auch mit Schimpfworten, gegen angebliche Gegner. Sie nahm auch Teil an einem von der Regierung finanzierten Sozialprogramm, Spanisch genannt „Sueños Compartidos“, als Partnerin der Gebrüder Schoklender, das sich als einer der zahlreichen Korruptionsfälle unter den Kirchners entpuppte. Sie wurde von einem Richter vorgeladen, weigerte sich aber zwei Mal, so dass der Richter sie als flüchtig erklärte, bis sie sich bereiterklärte, vor Gericht auszusagen. Ihr blüht mögliche Einsperrung, wiewohl ihr hohes Alter von 87 Jahren sie von der Haft befreit.
Die Regierung bereitet sich vor, das Wahlgesetz zu ändern, laut dem parteiinterne Wahlen, im Kürzel genannt PASO (Spanisch „Primarias Abiertas, Simultáneas y Obligatorias“) sich nur auf den jeweiligen Kandidaten für die Präsidentschaft begrenzen, so dass in der Folge der siegreiche Präsidentschaftskandidat seinen Vizepräsidenten nominiert, der nicht vom Volk als Kandidat gewählt worden war. Das erlaubt in der Praxis Allianzen und Koalitionen nach dem Wahlergebnis für Präsidentschaftskandidaten. Der jeweilige Vizepräsident ist Vorsitzender des Senats. Eigentlich sind die PASO-Wahlen überflüssig, da jede Partei ohne allgemeine Wahlpflicht früher nach parteiinternen Regeln ihre Kandidaten nominierten und das Volk entschied. Dafür braucht man keine PASO-Vorwahlen, bei denen auch Mitglieder anderer Parteien mitmischen, was reichlich absurd ist.
UN-Generalsekretär Ban Ki-Moon hat Argentinien gelobt für seine Bereitschaft, 3000 syrische Flüchtlinge aufnehmen zu wollen. Die Staatsführung zeige sich „mitfühlend und großzügig“. Die Absicht ist fraglos lobenswert. Doch hält man sich einmal vor Augen, dass Deutschland, das flächenmäßig nur ein Achtel Argentiniens ausmacht, im vergangenen Jahr eine Million Flüchtlinge aufgenommen hat, fällt der Umfang der angekündigten argentinischen Hilfe doch relativ gering aus. Gemessen an dem menschlichen Leid in Syrien einerseits und den argentinischen Möglichkeiten andererseits ist wohl eher ein Tropfen auf den heißen Stein. Manchem ist aber selbst das schon zu viel. Doch wer Angst hat, die Syrer seien kulturell zu fremd, um sich hier einleben zu können, der sei an deren große Integrationsleistungen in der Vergangenheit erinnert: Mit Carlos Menem wurde ein Sohn syrischer Einwanderer sogar Staatspräsident im Einwanderungsland Argentinien.
Der drohende Brexit versetzt die Inselbewohner zunehmend in Panik. Nach dem Volksentscheid am 23. Juni, bei dem sich die Briten für ein Verlassen der EU ausgesprochen hatten, sehen viele angesichts düsterer Konjunkturaussichten in Großbritannien ihre Zukunft nicht mehr in ihrer Heimat und suchen offenbar einen Plan B: Die Einwanderungsbehörden Neuseelands und Australiens erleben gerade einen Ansturm von britischen Besuchern auf ihren Webseiten. Wer hingegen nicht auswandern will, sind die Schotten. Die haben sich einen anderen Weg aus dem Dilemma überlegt: Regierungschefin Nicola Sturgeon hat erneut eine Unabhängigkeit Schottlands ins Spiel gebracht. Es sei eine der Optionen, „ein unabhängiges Land zu werden und auf diese Weise weiterhin Mitglied der EU zu bleiben“, sagte sie am Dienstag. Vielleicht ändern dann einige Briten ihre Auswanderungspläne leicht ab und siedeln einfach nach Schottland über.
Wirtschaft
Argentinische Wirtschaft
Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 15, gegen $ 15,13 eine Woiche zuvor, und lag dabei um 11,86% über Ende Dezenber 2015. Die ZB-Reservem betrugen u$a 32.65 Mrd., gegen u$s 32,49 Mrd. in der Vorwoche. Der Rofex-Terminkurs lag zum 30.9.16 bei $ 15,27, zum 30.12,16 bei $ 16,16, zum 31.3.17 bei $ 16,87 und zum 31.5.17 bei $ 17,35. Der Kurs per Ende Mai 2017enthält einen Jahreszinssatz von 22,35%.
***
Der Merval-Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Mittwoch ein Minus von 0,54%, liegt jedoch um 31,44% über Ende Dezember 2015.
***
Die argentinischen Staatspapiere wiesen zum Mittwoch gegenüber der Vorwoche folgende Veränderungen auf Argentina 2019: +1,13; Argentina 2021: +1,16%; Argentina 2026: +2,78%; Argentina 2046: +3,29%, Bonar 2014: +1,51%.
***
Gold wurde am Mittwoch in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 305,95 gehandelt (Vorwoche: $ 280,30) und bei 24 Karat zu $ 437,07 ($ 400,42). Hier kommt der international wegen erhöhter Nachfrage gestiegene Goldpreis zum Ausdruck.
***
Die Geldmenge, gemessen mit der monetären Basis (Banknoten im Umlauf plus Bankdepositen bei der ZB) stieg in 12 Monaten zum 8.8.16 um 25,83%, und das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das Zahlungsmittel im weiteren Sinn umfasst, um 19,49%. Die ZB bemüht sich die monetäre Expansion unter der Inflationsrate zu halten, was in der Praxis zu einer geringeren Kreditexpansion führt.
***
Die gesamten Pesodepositen bei den lokalen Banken stiegen in 12 Monaten zum 8.8.16 um 22,83% auf $ 1,36 Bio., und die gesamten Kredite nahmen um 23,50% auf $ 880,61 Mrd. zu. Die Dollardepositen stiegen um 32,57% auf u$s 16,07 Mrd., und die Dollarkedite um 58,91% auf u$s 7,13 Mrd. Während im Pesobereich die Kredite 64.75% der Depositen ausmachten, waren es im Dollarbereich nur 44,36%. Dennoch stieg der Betrag der internen Dollakredite in den letzten Monaten sehr stark, während die Kredite in Pesos real zurückgegangen sind.
***
Das Statistische Amt der Stadt Buenos Aires hat beim Index der Konsumentenpreise, mit dem die Inflation allgemein gemessen wird, im Juli für die Stadt Buenos Aires und die 24 Bezirke der Umgebung eine Zunahme von 2,2% ermittelt, womit man in 12 Monaten auf 47,2% gelangt. Die Zunahmen lagen bei Nahrungsmitteln, Gesundheitsausgaben, Freizeitausgaben, Restaurants und Hotels über dem Durchschnitt. Aber bei den regulierten Preisen, die sich vornehmlich auf öffentliche Dienste beziehen, gab es im Juli kaum Zunahmen, und Bekleidung verzeichnet sogar eine Abnahme, als Folge des Winterausverkaufs. In 7 Monaten zum Juli 2016 stiegen die Preise um 32%. Aber der Tarif für Wasser stieg um 283%, der für Strom um 253% und der für Gas um 186%.
***
Die Argentinische Handelskammer (Cámara Argentina de Comercio) hat bei der Komission für Konkurrenzschutz einen Antrag eingereicht, mit der Forderung, dass die Provisonen der Kreditkartenunternehmen verringert werden. Bei Zahlung mit Kreditkarten muss der Verkäufer 3% des Wertes an die Kartenfirma (VISA, MasterCard, American Express u.a.) zahlen. In Peru sind es nur 1,5%, in Brasilien 1,3% und in anderen Ländern noch weniger. Bei Zahlkarten („tarjeta de débito“), bei denen das Geld unmittelbar auf das Konto der Einzelhändler überwiesen wird, fordert die Kammer die Abschaffung der Provisionen, die in diesem Fall 1,5% betragen. Das Gesetz 25.605 hat die Höchstsätze der Provisionen auf 3% und 1,5% festgesetzt, so dass es einer Reform des Gesetzes bedarf, um die Provisionen zu senken. Es sei denn, die Kartenunternehmen tun es freiwillig.
***
Handelssekretär Miguel Braun und der Präsident der Komission für Konkurrenzschutz, Esteban Greco, haben beschlossen, folgende 11 Bereiche zu kontrollieren, in denen eine hohe Konzentration des Angebotes besteht: Aluminium, Stahl, Petrochemie, Mobiltelefonie, Kreditkarten und elektronische Zahlungsmittel, Speiseöl, Waschpulver, städtischer Personentransport und Luftfahrttransport.
***
Die Zementlieferunen lagen im Juli 2016 um 20,7% unter dem gleichen Vorjahresmonat, und in 7 Monaten 2016 um 15,2% unter dem Vorjahr, berichtet die Kammer der Zementfabrikanten.
***
Die Provinz Chaco hat einen Bonds für u$s 250 Mio. zu 9,37%, mit Verfall im Jahr 2014, auf dem internationalen Finanzmarkt untergebracht. Die Auslandsfinanzierung der Provinzen muss von der Nationalregierung genehmigt werden. Dabei fällt auf, dass das Finanzministerium einen so hohen Zinssatz zugelassen hat, der einen Demonstrationseffekt auf die weitere Staatsverschuldung ausüben wird.
***
Der Umsatz des Einzelhandels lag im Juli um 8,1% unter dem gleichen Vorjahresmonat, berichtet der Verband CAME, der diesen Bereich vertritt. Es ist der siebte Monat in Folge mit Umsätzen, die unter dem Vorjahr liegen, wobei dieses Jahr viel mehr Rabatte gewährt wurden.
***
Der Construya-Index, den die grossen Fabrikanten von Baumaterialien auf Grund ihrer Lieferungen aufstellen, lag im Juli um 23,9% unter dem Vorjahr, aber um 5,58% über Juni 2016.
***
Das Finanzsekretariat und die nationale Wertpapierkomission arbeiten an einer Reform des Kapitalmarktgesetzes, das unter CFK eingeführt wurde. Es geht hauptsächlich um die Abschaffung des Artikels 20 des Gesetzes 26.831, das die Wertpapierkomission ermächtigt, einen Interventor in privaten Unternehmen zu ernennen, der während 180 Tagen das Direktorium ersetzt. Das kann in manchen Fällen ein erster Schritt für eine Verstaatlichung sein. Die Kirchners strebten ohnehin eine staatliche Übernahme oder eine direkte Mitwirkung bei Grossunternehmen an, wie sie die Terroristenorgansation „Montoneros“ seinerzeit befürwortete, der die Kirchners in ihrer Studienzeit in La Plata sehr nahe standen.
***
Drei Millionen Inhaber von Mobiltelefonen führen schon Banktransaktionen über diese durch, berichtet die Consulting-Firma Verizon. Es sind jetzt ca. doppelt so viele wie vor einem Jahr. Die Zahl derjenigen, die Zahlungen über Belastung ihrer Konten per Internet vollziehen („home banking“), beläuft sich auf ca. 6 Mio., 15% mehr als ein Jahr zuvor.
***
Ende der Vorwoche hat das Schatzamt Wechsel („Letras de Tesorería“, Letes), für u$s 825 Mio. untergebracht, womit in diesem Jahr schon ein Letes-Betrag von u$s 5,03 Mrd. platziert wurde. Von der neuen Ausgabe entfallen u$s 337 Mio. auf Titel auf 105 Tage, die zu $ 990 je u$s 1.000 Nennwert untergebracht wurden, was eine Rendite von insgesamt 3,5% jährlich ergibt. Bei Letes auf 196 Tage wurden u$s 288 Mio. untergebracht, zu u$s 980,95 je u$s 1.000 Nennwert, was eine Rendite von 3,62% ergibt. Die zusätzlichen Letes für u$s 200 Mio. wurden zu gleichen Bedingungen wie die Letes auf 105 Tage gezeichnet. In diesem Fall gab es keine Ausschreibung, sondern nur eine direkte Annahme der Bedingungen.
***
Die Regierung hat Ende der Vorwoche die Ausgabe von zwei Staatsbonds für u$s 8 Mrd. verfügt, die für die Weisswaschung eingesetzt werden können. Bei Zeichnung dieser Bonds entfällt die Steuer von 10%, die für Weisswaschung von Bargeld besteht. Sollten die Offerten höher sein, wird die Ausgabe auf bis zu u$s 15 Mrd. erhöht. Zunächst wird ein zinsloser nicht ubertragbarer Bonds auf 3 Jahre für u$s 3 Mrd. ausgegeben, genannt „Bonar 2019,0%“. Dann kommt noch ein zweiter Bonds von u$s 5 Mrd. hinzu, mit einer Laufzeit von 7 Jahren und einem Zinssatz von 1%, wobei der Bonds in den ersten 4 Jahren nicht übertragbar ist. Nachdem die Bankzinsen international für Sparer sehr niedrig sind, und gelegentlich bei Null liegen, erscheinen diese argentinischen Bonds attraktiv. Für diejenigen, die die Weisswaschungssteuer nicht bezahlen wollen, besteht noch die Alternative, das Geld in Investitionsfonds anzulegen, wo das Geld während 5 Jahren eingefroren wird, jedoch Zinsen gezahlt werden.
***
Wie aus guter Quelle bekannt wurde, will die Regierung das Sondersystem für die Industrie von Tierra del Fuego stark einschränken. In Zukunft soll nur die Montage von Fernsehgeräten, Mobiltelefonen und Luftkühanlagen gestattet werden. Hingegen sollen Computer, Mikrowellenherde, Audioanlagen u.a. elektronische Produkte frei importiert werden dürfen. Die Zollsätze sollen bei Laptops, Netbooks und Tablets unmittelbar von 35% auf 16% gesenkt werden.
***
Die ZB hat am Montag weitere Normen der Devisenbewirtschaftung abgeschafft. Durch Mitteilung A6037 wurde die Forderung ausser Kraft gesetzt, das jeder Devisenkauf begründet werden muss. Jetzt muss nur, für statistische Zwecke, angegeben werden, ob es sich um einen Kauf für Zahlung von Importen oder anderer Verpflichtungen, oder um Kauf für Sparzwecke handelt. Die Zahl der Kategorien, die hier gelten, wurde von 315 auf 70 verringert, wobei das Krtierium angewendet wird, dass die Staaten der G20 eingeführt haben. Die bestehenden Höchstgrenzen wurden abgeschafft, so dass nur noch die Bestimmungen über Geldwäsche gelten, die sich auf verdächtige Devisengeschäfte beziehen. Auch wurde die Mitteilung A4805 ausser Kraft gesetzt, die Geschäfte mit Derivaten im Ausland begrenzte. Schliesslich wurde den Wechselstuben erlaubt, ihre Kunden ausserhalb des Zeitraums zu bedienen, in dem die Banken geöffnet sind. Die ZB erwartet, dass jetzt die Überweisungen über Staatsbonds in Dollar (genannt „contado con liqui“) aufhören, und der Schwarzmarkt praktisch verschwindet.
***
Argentinien hat auch dieses Jahr die Hilton-Quote nicht erfüllt. Im Rahmen dieser Sonderquote für Rinfleisch der EU, bei der ein Zollsatz von nur 20% besteht, die 30.000 Jato (1.7.15 bis 30.6.16) beträgt, wurden nur 20.876 Tonnen geliefert. Es ist das achte Jahr in Folge, in dem die Quote nicht erfüllt wird. Der Preis liegt bei diesen Lieferungen mindestens doppelt so hoch wie bei normalen Exporten nach der EU. Dass die Hilton-Quote dennoch nicht erfüllt wird, zeigt, dass das System der willkürlichen Aufteilung des Gesamtkontingentes unter den Exportschlachthöfen u.a. nicht taugt. Die Quote muss in Einzelkontingenten von ca. 1.000 Tonnen versteigert werden. Wer dafür zahlt, wird bestimmt auch exportieren. Bei diesen Exporten handelt essich um Qualitätsfleisch, wie besonders Lende („lomo“).
***
Im Juli lagen die gesamten Rinderschlachtungen mit 934.000 Tieren um 9,2% unter dem gleichen Vorjahresmonat, teilt die Kammer der Fleischindustrie und des Fleischhandels CICCRA mit. Die ersten sieben Monaten 2016 lagen um 9,4% unter dem Vorjahr. Kammerpräsident Miguel Schiariti meinte, das niedrige Angebot werde noch um die 10 Monate andauern, bis dann als Folge der Einbehaltung von Kühen, die letztes Jahr eingesetzt hat, mehr Rinder angeboten werden. Als Folge des geringen Angebotes ist der durchschnittliche Preis für Rindfleisch beim Metzger in 12 Monaten zum Juli um 47% gestiegen.
***
Die Gewerkschaft der Arbeiter der Schlachthöfe hat nach der Drohung eines Streiks, der in letzter Minute aufgehoben wurde, eine Lohnerhöhung von 42% durchgesetzt. Der Prozentsatz der Lohnerhöhungen nimmt weiter zu, wobei dies bei abgeschlossenen Arbeitsabkommen durch die Erpressung zusätzlicher Erhöhungen erreicht wird.
***
Der Prozess wegen des betrügerischen Konkurses der Banco Patricios wurde erneut verschoben, was jedoch insofern verdächtig erscheint, als am 14. September die Verjährung eintritt, so dass dann niemand verurteilt wird. Angeklagt sind an erster Stelle Sergio Szpolski, der Geschäftsführer der Bank war, sein Vater Alberto und seine Mutter Ela, die Mehrheitsaktionäre und Direktoren waren. Die Bank ist aus einer Kreditgenossenschaft der jüdischen Gemeinschaft entstanden, und geriet in finanzielle Schwiergikeiten, als sie auf grosse Kreditgeschäfte überging, die ein Risiko mit sich brachten, das die Bank schliesslich nicht verkraften konnte. Das hat zum Konkurs geführt. Sergio Spolski, der für dieses Verhalten verantwortlich war, das die Bank in den Ruin geführt hat, hat in den Jahren der Kirchner-Regierungen Zeitungen und Zeitschriften betrieben (Tiempo Argentino, Veintitrés u.a.), die die Regierung rechtfertigten und lobten, und mit grosszügen Staatssubventionen erhalten wurden, an denen er gut verdient hat. Nach dem Regierungswechsel musste er diese Medien aufgeben, was jedoch mit zahlreichen Prozessen begleitet wird, die das entlassene Personal anstrengt.
***
Drei private Berechnungen haben ergeben, dass die Regierung von CFK zwischen 2007 und 2015 zwischen u$s 2 und u$s 2,3 Mrd. zu viel für den Wachstumscoupon bezahlt hat, weil sie das BIP-Wachstum zu hoch angegeben hat. Der Wachstumscoupon wurde bei der Umschuldung der Staatsschuld im Jahr 2005 geschaffen, um die Offerten interessanter zu machen. Indessen hat dies überhaupt keine Wikrung auf die Inhaber argentinische Staatspapiere gehabt. Gemäss der INDEC-Statistik unter den Kirchners war das BIP von 2004 bis 2014 um 62,9% gewachsen; doch die Neuberechnung unter Jorge Todesca als INDEC-Direktor ergibt für die Periode 2004-2015 eine BIP-Zunahme von nur 48,6%. Da der Coupon an die Zunahme des BIP gebunden ist, ergibt sich somit ein geringerer Betrag.
***
Die ZB erhielt bei der Lebac-Ausschreibung vom Dienstag Offerten für $ 80,50 Mrd., von denen $ 77,14 Mrd. angenommen wurden. In der Woche verfielen bestehende Lebac für $ 77,48 Mrd., so dass der Bestand nur um $ 342 Mio. abgenommen hat. Letzte Woche hat die ZB auch Lebac auf dem sekundären Markt für $ 2,56 Mrd. gekauft. Der Zinssatz wurde bei Lebac auf 35 Tage ($ 80,81 Mrd.) auf 29,75 gesenkt, bei 63 Tagen ($ 8,99 Mrd.) auf 28,85%, bei 98 Tagen ($ 5,53 Mrd.) auf 28,20%, bei 119 Tagen auf 27,86% ( $ 377 Mio.) und bei 147 Tagen ($ 228 Mio.) auf 27,49%. In all diesen Fällen lag der Zinssatz um 0,25 Prozentpunkte unter der Vorwoche. Bei Lebac auf 203 Tage ($ 67 Mio.), lag der Zinssatz bei 27,67%, und bei 252 Tagen ($ 3,12 Mrd.) bei 26,85%. In diesen zwei Fällen wurde der Zinssatz nur um 0,01 Prozentpunkte gesenkt.
***
Die Bundeskammer für Verwaltungsstrafrecht hat die hohen Bussen annulliert, die die ZB (zur Zeit der Regierung von CFK, unter Leitung von Alejandro Vanoli) gegen die lokale Bank HSBC und ihre leitenden Beamten wegen Verletzung der Normen über Geldwäsche verfügt hatte. Es waren $ 42 Mio. für die Bank und etwas mehr für sechs Beamte. Die Geschäfte, um die es dabei ging, die über u$s 30.000 betrugen, wurden für den Kauf von ausländischen Geldscheinen vollzogen. Die Bundeskammer weist darauf hin, dass kein Vergehen bei den Beamten nachgewiesen wurde, noch Schaden gegenüber Dritten, so dass keine Busse gerechtfertigt sei. In der Tat überlassen die Normen über Geldwäsche den Banken ein subjetives Urteil über verdächtige Transaktionen.
***
Die Regierung hat im Kogress ein Gesetzesprojekt über private Beteiligung an öffentlichen Bauten und anderen Investitionen eingebracht, das letzte Woche in einer Plenarsitzung sämtlicher zuständigen Senatskomissionen von Regierungsbeamten erläutert wurde. Das Projekt hält sich an das Vorbild von Gesetzen, die sich in Chile, Kolumbien und Mexiko schon in Kraft befinden. Bei diesem System handelt es sich grundsätzlich darum, dass ein Privatunternehmen die Durchführung voll und die Finanzierung ganz oder zum Teil übernimmt, aber der Staat sich verpflichtet, das investierte Kapital in Raten auf mehrere Jahre zurückzuzahlen, wobei sich das Privatunternehmen auch um die Instandhaltung kümmert. Das System eignet sich u.a. für den Bau von Autobahnen u.a. Strassen, auf denen keine Mautgebühr erhoben wird. Dabei stellt sich einmal ein Problem mit der Inflation, also der Wertberichtigung der Quote. Und dann stellt sich das grundsätzliche Problem, dass der Staat in Argentinien allgemein mit Verzögerung zahlt, oder gar nicht, wenn ein Konflikt auftritt. Die Sicherung der Zahlungen ist das Kernproblem des ganzen Projektes. Das System verheisst als solches eine bessere, schnellere und billigere Durchführung der einzelnen Projekte als es beim Staat allgemein üblich ist, weil das bürokratische staatliche Verfahren, das mit höheren Kosten verbunden ist, durch ein effizientes unternehmerisches Verhalten ersetzt wird.
***
Die Gouverneurin der Provinz Buenos Aires hat bei einer Zusammenkunft der technischen Lohnkomission die Forderung der Lehrergewerkschaft abgewiesen, eine zusätzliche Gehaltserhöhung von 12% bis 15% zu erhalten, und sich dabei durch die Streikdrohung nicht erpressen lassen. Im März wurde bei den Verhandlungen eine Erhöhung für dieses Jahr von 34,6% bewilligt, und mit der neuen Forderung wären es dann 46,6% bis 49,6%. Einmal hat die Provinzverwaltung keine Mittel, um dies zu verkraften, nachdem sie ohnehin schon mit einem hohen Defizit fertig werden muss. Und dann hätte diese neue Zulage eine verheerende Wirkung auf alle anderen Lohnverträge, von denen die meisten zu ca. 30% abgeschlossen wurden. Der Gewerkschafter der Lehrer, Baradel, weist darauf hin, dass es nur darum gehe, den Reallohnverlust aufzuholen. Doch dieser ist Ausdruck der gegenwärtigen Wirtschaftskrise, und muss eben hingenommen werden. Sonst kommt eine Lohn-Preisspirale in Gang, die in der Hyperinflation mündet bei der alle Arbeitnehmer einen viel höheren Verlust ihres Realeinkommens erleiden.
***
Lateinamerikanische Wirtschaft
In Venezuela hat die Inflation in 7 Monaten 2016 schon 274% erreicht, und in 12 Monaten zum Juli 576%, wobei die Tendenz steigend ist. Die Wirtschaft funktioniert einfach nicht, und die Versorgung mit Lebensmitteln ist kritisch geworden. Die Regierung hat im Februar ein Programm zur Selbsversorgung mit Gemüse in Gang gesetzt, mit Verteilung von Samen und technischem Beistand, so dass schon 135.000 Familien 273.000 Tonnen Gemüse in ihren Gärten, Balkons und dem Dächern ihrer Häuser erzeugt haben. Das hat jedoch gesamthaft keine Wirkung gehabt. Bis Ende des Jahrens sollen es 3,50 Mio. Tonnen sein. Jetzt soll Gemüse auch in Schulen und Militärgarnison angebaut werden. Doch die normale Versorgung mit Gemüse durch die Landwirte ist weiter durch das System gestört. Venezuela sollte hier kein Problem haben, wobei auch Bananenpflanzen überall gedeihen. Es ist wirklich schwer zu erklären, dass in einem Land wie Venezuela Lebensmittel fehlen, die ohne Schwierigkeiten im Land in grossem Umfang erzeugt werden können.
***
Brasilien erwartet für dieses Jahr einen interanuellen Rückgang der Ernte von Getreide und Ölsaat von 9,8%, teilt das Statistische Amt (IBGE) mit. Die Gesamternte, von der 92,5% auf Sojabohne, Reis und Mais entfällt, wird auf 189 Mio. Tonnen geschätzt, mehr als 20 Mio. Tonnen weniger als im Vorjahr. Die bebaute Fläche lag in der Periode 2015/16 mit 57,6 Mio. Ha. fast gleich hoch wie im Vorjahr, aber die Erträge waren wegen ungünsriger klmatischer Verhältnisse geringer.
***
Die Regierung von Venezuela strebt langfristig einen Preis von u$s 70 für das Barrel (159 Liter) Rohöl an. Das sei ein Preis, der am Markt problemlos erzielt werden könne, sagte Präsident Nicolás Maduro am Dienstag. Er stehe bereits mit den Regierungschefs anderer ölfördernder Länder im Kontakt, um den Ölpreis zunächst ab September bei etwa u$s 40 zu stabilisieren. Derzeit liegt der Erdöllpreis um die u$s 35. Venezuela verfügt über die größten Ölreserven der Welt und leidet aufgrund seiner extrem auf die Petro-Industrie ausgerichteten Wirtschaft besonders stark unter dem niedrigen Ölpreis. Venezuela braucht die Öleinnahmen, um den Import von Lebensmittel und allerlei Konsumgütern zu verkraften, deren interne Produktion durch billige Importe zerstört wurde, weil der Ölexport den Wechselkurs stets anormal niedrig hielt. (dpa)
***
Geschäftsnachrichten
Banco Patagonia
Die Familie Stuart Milne, die die Bank gegnründet hat, verkauft jetzt ihren Anteil, und der Mehrheisaktionär, die Banco do Brasil, verkauft auch einen Teil ihres Aktienpaketes, womit insgesamtg 27% des Kapitals zusammenkommt. Das Kapital entfällt zu 18,6% auf die Familie Stuart Milne, zu 3,35% auf Emilio Carlos Gonzales Moreno, zu 58,97% auf die Banco do Brasil, zu 18,46% auf die ANSeS, zu 0,07% auf die Provnz Rio Negro und zu 1,09% auf Minderheisaktionäre, die Aktien an der Börse gekauft haben. Der Verkaufspreis für das Paket, um das es jetzt geht, liegt angeblich bei u$s 500 Mio. Für den Verkauf wurde die Bank J.P.Morgan verpflichtet.
BRT
Der grosse brasilianische Lebensmittelkonzern Brasil Foods hat über einen Exekutivdirektor für Lanteinamerika Jorge Lima mitgetielt, dass er eine Investtiton von u$s 400 Mio. binnen 3 Jahren in Argentinien vorgesehen habe. Seit Oktober 2015 hat BRF schon u$s 383,5 Mio. in Argentinien investiert. Er zahlte an Molinos Rio de la Plata u$s 434,5 Mio. für die Wurstmarke Vienissima, die Hamburger-Marke GoodMark, und die Margarinen Many und Delicia. An Campo Austral zahlte der Konzern u$s 85 Mio. für Marken von Wurtswaren, an Calchaquí u$s 105 Mio. für die Gourmet-Linie Bocatti, $ 150 Mio. für die Geflügelproduzentin Avex (in Córdoba) und die Margarine Danica. Von Marfrig kaufe BRF die Hamburgermarke Paty, die jetzt auch in Brasilien eingeführt werden soll.
Coto
Diese Supermarktkette, kontrolliert von Alfredo Coto, hat am Montag in Anwesenheit von Präsident Mauricio Macri und Stadtchef Horacio Rodriguez Larreta einen neuen Hypermarkt im Stadtviertel Barracas eingeweiht. Es handelt sich um eine Investition von $ 480 Mio., wobei 350 Arbeitsplätze geschaffen wurden, die zu den 19.000 Arbeitnehmern hinzukommen, die Coto schon in seinen 120 Märkten beschäftigt. Coto hat vorgesehen, noch in diesem Jahr vier weitere Supermärkte zu eröffnen, einen im Stadviertel Belgrano, und die anderen in den Vororten Moreno, Isidro Csanova und Merlo. Insgesamt soll die Investition dieses Jahr $ 2 Mrd. erreichen, wobei 2.200 Arbeitsplätze geschaffen werden. Alfredo Coto weist beiläufig darauf hin, dass der Konsum gesamthaft nicht abgenommen habe, dass aber ein Übergang auf billigere Marken stattgefunden habe.
Cresta Roja
Zwei Jahren nach der Einberufung der Gläubiger vor Gericht durch die Firma Rasic Hnos S.A., die einen Marktanteil von ca. 15% an der lokalen Geflügelproduktion hatte, hat die zuständige Richterin Valeria Perez Casado das in Konkurs (auf spanisch „quiebra“) geratene Unternehmen als Ganzes ausgeschrieben. Der Mindestpreis wurde auf u$s 110 Mio. festgesetzt, was etwa dem Betrag zur Schulden entspricht. Bei den Offerten muss angegeben werden, wie viele der 3.000 ehemaligen Arbeitnehmer des Unternehmens wieder angestellt werden, bei Achtung der Arbeitsjahre. Der Konzern Proteinsa S.A., der das Unternehmen letzten Sommer übernommen hat (bestehend aus Ovoprot International S.A, Tanacorsa S.A. und La Suerte Agro S.A.) hat nur 817 Arbeiter eingestellt. Nur wenn andere Offerten nicht besser als die von Proteinsa sind, hat diese Firma Priorität bei der definitiven Zuteilung. Am 16. Oktober sollen die Offerten bekannt werden. Die Regierung will auf alle Fälle das Unternehmen retten, und muss sich in diesem Sinn den Kaufangeboten anpassen.
Cefas - “El Milagro”
Der mexikanische Konzern Calidra, der weltweit viertgrösste Kalkproduzent und der erste in Lateinamerika, hat 51% des Kapitals der argentinischen Cefas, von der Familie Brandi, übernommen. Die Firma ist vornehmlich durch ihre Kalkmarkte „El Milagro“ bekannt. Calidra hat eine Gesamtinvestition von u$s 50 Mio. in Argentinien angekündigt, die den Kauf der Cefas-Mehrheit und die Einrichtung von zwei neuen Kalköfen in der Fabrik in San Juan einschliesst. Auf diese Weise soll die Kapazität dieser Fabrik, von gegenwärtig 200.000 Jato, verdoppelt werden. Das Investitionsprogramm schliesst auch ein Verteilungszentrum in Chile ein. Cefas ist in Argentinien der zweitgrösste Kalkproduzent, mit einem Jahresumsatz von u$s 60 Mio.Das Unternehmen betreibt vier Fabriken in folgenden Orten: Olavarría (Provinz Buenos Aires), Quilpo (Córdoba), Losa Berros (San Juan) und Neuquén. Die Firma erzeugt auch Düngemittel auf Kalkbasis in einer Fabrik in Neuquén. Ausserdem hat sie 2010 eine Filiale in Chile eingerichtet.
Aerolineas Argentinas
Die von Macri ernannte Präsidentin und Geschäftsführerin der staatlichen Airline Aerolineas Argentinas, Isela Constantinti, die vorher die lokale Filiale von General Motors geleitet hat, sieht für dieses Jahr einen staatlichen Zuschuss von u$s 272 Mio. vor, gegen u$s 520 im Jahr 2015. Diese Besserung, die eine Erleichterung für die Staatsfinanzen darstellt, wurde durch eine konsequente Politik der rationellen Verwaltung erreicht, ohne grundlegende Strukturreformen. Beim Binnenverkehr haben im 1. Habjahr 2016 nur zwei Strecken Verluste abgeworfen, während dies bei internationalen Flügen allgemein ist. Dennoch ist es gelungen, bei der Flugverbindung Buenos Aires-New York Gewinne zu erzielen.Dazu hat auch das Abkommen mit Delta Airlines über Zusammenarbeit auf bestimmten Gebieten beigetragen. Im Juli fand ein Rekord der Passagiere im Binnenverkehr statt, mit 2% mehr als im Vorjahr, von 9.316 auf 9.515 Personen. Die neue Route, von Ushuaia über Córdoba und Salta, ohne Zwischenlandung in Buenos Aires, hatte im 1. Halbjahr 2016 177.000 Passagere, mit einer Auslastungder Maschinen von 70%.
Wirtschaftsübersicht
Der erwartete Konjunkturaufschwung wird durch die Geldschöpfung gefährdet
Die Rezession war im Juni und Juli besonders ausgeprägt, wie es die Zahlen über Industrieproduktion, Einzelhandelsumsätze, Bauwirtschaft u.a. zum Ausdruck bringen, die wir in der Abteilung „Argentinien“ veröffentlichen. Das war bei der Einkommensumvertelung zu Gunsten der Landwirtschaft und zum Schaden der städtischen Bevölkerung, die als Folge der Abwertung und Abschaffung, bzw. Verringerung der Exportzölle eingetreten ist, unvermeidlich. Ebenfalls haben sich viele Probleme ausgewirkt, die die Regierung von CFK der von Macri übertragen hat, an erster Stelle Schulden und erhöhte Ausgaben, u.a. auch zu viele begonnene öffentliche Bauten, die zunächst stillgegelegt werden mussten. Und dann hat sich auch die grosse Überschwemmung in der zentralen Gegend der sogenannten „feuchten Pampa“ ausgewirkt, die die Ernte von Sojabohnen um 5,7 Mio. Tonnen verringert, die Milchproduktion stark beeinträchtigt und allgemein grossen Schaden angerichtet hat. Schliesslich hat auch die anormale Kälte der letzten Monate die Gemüsenproduktion beeinträchtigt, das Angebot verringert und die Preise in die Höhe getrieben, was die Rezession verschärft hat.
Doch nach diesem Konjunktureinbruch wird eine Erholung erwartet, die auf alle Fälle 2017 offen in Erscheinung treten sollte. Unmittelbar wird erwartet, dass sich die zusätzlichen Zahlungen an Rentner, die Weisswaschung und die Aufnahme stillgelegter oder noch nicht begonnener öffentlicher Bauten auswirken. Die Rentner dürften das zusätzliche Geld sofort ausgeben, und bei der Weisswaschung wird ein Kapitalzufluss erwartet, der in Form einer erhöhten Immobiliennachfrage und verschiedenen lokalen Investititonen zum Ausdruck kommt. Ebenfalls wird dabei eine Zunahme der ZB-Reserven erwartet, die zu erhöhtem Vertrauen in das Land führt und günstige Auslandskredite und Kapitalinvestitionen anregt.
Ebenfalls wirkt sich die bedeutende Erhöhung der gesähten Flächen aus, die bei Weizen schon eingetreten ist, danach bei Mais und Sonnenblume ab September erwartet wird, und schliesslich bei Sojabohne auch. Gleichzeitig wird dieses Jahr intensiver gedüngt, und die Landwirte haben mehr Maschinen gekauft. Ebenfalls erhalten die Reparaturwerkstätten in den Dörfern mehr Aufträge, um Schlepper, Saat- und Erntemaschinen instand zu setzen. Auf breiter Ebene entsteht dabei eine höhere Beschäftigung, nicht nur von landwirtschaftlichen Arbeitern, sondern auch von Fachleuten, die Bodenanalysen u.dgl. verrichten und von anderen, die indirekt vom landwirtschaftlichen Aufschwung betroffen werden.
Wenn dann nächstes Jahr eine Ernte von über 120 Mio. zustande kommt, gegen ca. 95 Mio. dieses Jahr, dann kommt ein grosser Stoss für die Konjunktur hinzu. Der Boden hat allgemein viel Feuchtigkeit, so dass Dürreperioden gut überstanden werden können, und das Phänomen „La Niña“ hört noch in diesem Jahr auf, was bedeutet, dass es dann keine anormalen Regenfälle und somit auch keine grossen Überschwemmungen gibt. Das verheisst hohe Erträge. Die Erholung der Wirtschaft beginnt auch jetzt, wie in den Jahren 2002 und 2003, im Landesinneren, und geht dann auf die städtischen Gegenden über.
Abgesehen von den konkreten Faktoren, die wir hier aufgeführt haben, wirkt auch die gestiegene Rationalität bei der Staatsverwaltung und der Wirtschaftspolitik wachstumsfördernd, weil sie zu mehr Effizienz führt. Dann geht die technologische Revolution unaufhaltsam weiter, die im Endeffekt stark wachstumsfördernd wirkt. Und nicht zuletzt ist auch die Eingliederung in die grosse Welt, die Macri vollzogen hat, ein Wachstumsfaktor, weil dies allerlei Geschäfte erleichtert. So wird unmittelbar erwartet, dass Argentinien wieder Zitronen nach den USA exportieren wird, was besonders für die Provinz Tucumán von grosser Bedeutung ist. Bei Rindfleisch wird ohnehin ein höherer Export erwartet, nachdem dieses Jahr der Bestand stark aufgestockt wird. Angeblich sind von den 10 Mio. Rindern, die unter den Kirchners verloren gingen, schon über 3 Mio. wieder da. Auch werden jetzt zunehmend billigere Kredite für Kapitalgüterlieferungen bereitgestellt, nachdem die Hindernisse für die Kreditversicherungen (Hermes, Coface u.a.) überwunden wurden. Das dürfte Investitionen lokaler Unternehmen anregen.
Das monetäre Problem
Die Aussichten sind somit allgemein mittelfristig gut. Doch auf der anderen Seite besteht ein ungelöstes monetäres Problem, das sich von Tag zu Tag verschärft. Die Staatsfinanzen weisen ohnehin schon ein sehr hohes Defizit auf, und jetzt kommt noch die Beibehaltung der hohen Subventionen für Strom und Gas hinzu, weil die Richter die Tariferhöhungen einstweilen verhindert haben, und ebenfalls kommt die Zahlung der Schulden an Rentner, an die gewerkschaftlichen Sozialwerke und die Provinzen, sowie die Finanzierung von öffentlichen Bauten u.a. Staatsinvestitionen hinzu, die nach und nach in Gang gesetzt werden. Hier sollte sich die Regierung zunächst bewusst sein, dass sie eine Prioritätenliste aufstellen muss, und die verschiedenen Objekte, um die es hier geht, nacheinander und nicht gleichzeitig in Angriff nehmen muss. Erste Priorität haben Investitionen, die mit einer ausreichenden Auslandsfinanzierung zu günstigen Bedingungen rechnen, und auch solche, die schon weit fortgesschriten sind.
Die Steuereinnahmen, die im Zusammenhang mit der Weisswaschung erwartet werden, gleichen all dies nur zum einem sehr geringen Teil aus, wobei ohnehin die gesamten Steuereinnahmen dieses Jahr als Folge der Rezession, aber besonders wegen der Abschaffung, bzw. Verringerung der Exportzölle, der Erhöhung des steuerfreien Minimums für Arbeitnehmer u.a. Steuergeschenke real abnehmen.
Es besteht somit die Aussicht auf ein noch höheres Defizit, das eventuell 10% des BIP übersteigt, das unvermeidlich zu einer erhöhten monetären Expansion und einer gefährlich steigenden Auslandsverschuldung führt. Die Möglichkeit, das Defizit mit Unterbringung von ZB-Wechseln, genannt Lebac, auszugleichen, werden geringer, weil der Bestand dieser Papiere dieses Jahr schon um 65% auf fast $ 600 Mrd. zugenommen hat, mit einem stark gestiegenen Anteil an kurzfristigen Papieren (35 Tage), so dass die Neuaufnahme zum allergrössten Teil die Amortisationen deckt. Der Bankkredit nimmt ohnehin schon real ab, und das würde bei weiterer Lebac-Unterbringung noch stärker auftreten und rezessiv wirken.
Wenn jetzt Staatsinvestitionen mit Auslandskrediten gedeckt werden, wie es unmittelbar beim Wasserkraftwerk Chihuidos, in Neuquén, der Fall sein wird, zu dem dann noch andere Objekte hinzukommen, dann muss die ZB für den Kreditbetrag, der den der importierten Maschinen und Anlagen übersteigt, Devisen kaufen, um den Druck auf den Wechselkurs zu vermeiden, der ab Dezember 2015 ohnehin schon gefährlich hinter der internen Inflation zurückgeblieben ist. Und dass bedeutet auch monetäre Expansion.
Diese hohe Geldschöpfung wirkt zunächst eventuell anregend auf die Wirtschaft, weil sie in erhöhter Nachfrage zum Ausdruck kommt. Doch sie wirkt schliesslich inflationär, und das ist gegenwärtig besonders gefährlich. Die Jahresrate der Inflation, gemessen mit dem Index der Konsumentenpreise, liegt schon um die 45%, und wenn sie weiter steigt, dann entsteht bald die Psychose der Hyperinflation, die Verhaltensweisen auslöst, die wie die selbsterfüllte Prophezeiung wirken. Dabei wird auch die konjunkturelle Erholung im Keim erstickt, und es kommt zu einer neuen Rezessionswelle. Hier sei an die Untersuchung des Nobelpreisträgers für Wirtschaftswissenschaften Robert Lucas (1996) erinnert, der festgestellt hat, dass die Gesellschaften der einzelnen Länder bei ihrem Verhalten von der Erfahrung der letzten Jahrzehnte beeinflusst werden, weshalb sie gegenüber gleichen Phänomenen unterschiedlich reagieren. In Argentinien sind die drei Hyperinflationen, die jeweils im März 1976, 1989 und 1990 ihren Höhepunkt erreichten, noch in frischer Erinnerung.
Die hohe Inflation hat schon die Gewerkschaften in Bewegung gesetzt, die eine neue Lohnrunde fordern. In einigen Fällen wurden die Gesamtarbeitsverträge vom März ohnehin nur für sechs Monate abgeschlossen, was die Regierung nicht hätte zulassen sollen. Aber in anderen fordern die Gewerkschaften eine zusätzliche Lohnerhöhung, die nicht vorgesehen ist, oder eine vorzeitige Erneuerung des Arbeitssvertrages. Kabinettschef Marcos Peña hat schon erklärt, die Regierung werde dies nicht dulden. Aber er kann überrant werden, und Macri ist in dieser Beziehung eher nachgiebig. Die Regierung muss sich überlegen, wie sie weiteren Lohnerhöhungen bis März einen Riegel vorschiebt, und dabei die Gewerkschaften zwingt, einen weiteren Reallohnverlust hinzunehmen. Sollte eine Lohn-Preisspirale in Schwung kommen, dann steht die Hyperinflation vor der Türe. Wenn die Inflation hingegen von der Kostenseite keinen Impuls erhält, dann wirkt sich die Geldschöpfung stärker in Form einer mengenmässig erhöhten Nachfrage aus. Die Lage ist kritisch, und die Regierung sollte sich auf dies vorbereiten und handeln, bevor sie von einer Entwicklung überrannt wird, die sie nicht mehr beherrschen kann.
Wirtschaftsübersicht
Das ungelöste Problem der hohen Schwarzarbeit
Von den gesamten Arbeitnehmern sind laut INDEC etwa ein Drittel nicht beim System der sozialen Sicherheit, also der ANSeS, eingetragen, was bedeutet, dass die Unternehmer, die sie beschäftigen, weder Beiträge zum Pensionierungsystem und den gewerkschaftlichen Sozialwerken zahlen, noch für die Arbeitsrisikoversicherung,und auch den Beitrag für die Gewerkschaft nicht. Die Zahl, auf die das INDEC gelangt, ist ungenau, weil sie auf der periodischen Umfrage beruht, die bei ca. 10.000 Haushalten vollzogen wird, wobei das Ergebnis dann auf das ganze Land hochgerechnet wird, also auf gut 10 Mio. Haushalte. Statistisch ist eine Übertragung des Ergebnisses von eins auf tausend fragwürdig. Ausserdem verheimlichen viele, dass sie schwarz arbeiten, weil sie befürchten, dass der INDEC-Beamte sie anzeigt.
Bei der Schwarzarbeit kommen dann noch die selbstständig Tätigen hinzu, von denen sehr viele ganz oder zum grossen Teil schwarz arbeiten.Und schliesslich gibt es noch einen grossen “grauen” Bereich, bei dem nur ein Teil des Arbeitseinkommens bei der ANSeS angegeben wird. Wenn man somit die schwarzen Löhne und andere Arbeitseinkommen auf die Gesamtsumme des Arbeitseinkommens von Lohnempfängern und selbsständig Tätigen bezieht, gelangt man bestimmt auf einen Koeffizienten, der nahe bei 50% liegen dürfte.
Der angesehene Arbeitsrechtler Julián de Diego, der mit dem Thema in seiner täglichen Arbeit konfrontiert wird, hat unlängst in einem Artikel in der Zeitung “El Cronista” den Koeffizienten der Schwarzarbeit mit ca. 40% der Arbeitnehmer beziffert, und darauf hingewiesen, dass es 12 Prozentpunkte mehr als vor 18 Monaten seien. Das Problem wird somit immer grösser, statt abzunehmen, wie es sein sollte.
De Diego weist dann darauf hin, dass die Schwarzarbeit zwischen 22% und 53% der Angeselllten des Nationalstaates, der Provinzen und Gemeinden darstellt. Hier bezieht er sich auf vertraglich verpflichtete Angestellte, auf deren Gehälter keine Soziallasten berechnet werden, was jedoch etwas anderes als Schwarzarbeit ist. Die Zahl erscheint etwas merkwürdig, und kann in diesem Umfang nicht stimmen. Was man jedoch hier und auch im privaten Bereich berücksichtigen muss, sind Lohnzulagen, auf die keine Soziallasten erhoben werden (die auf spanisch als “no remunerativo” bezeichnet werden), was jedoch vom Steueramt nicht beanstandet wird, obwohl es überhaupt keine legale Grundlage hat. Die AFIP hat vor einigen Jahren per Beschluss bestimmt, dass dies nur für ein Jahr zulässig sei. Doch auch dies ist illegal, und die AFIP ist nicht befugt, eine Ausnahme zu machen.
Die für eine Land wie Argentinien anormal hohe Schwarzarbeit weist auch auf eine entsprechend hohe Steuerhnterziehung hin. Wer Löhne und Gehälter schwarz zahlt, muss auch schwarz verkaufen, um die Mittel für diese Zahlungen zu erhalten. Das bedeutet zunächst, dass dabei die MWSt. und die Gewinnsteuer hinterzogen wird. Der provinzielle Fiskus verliert dabei die Einnahmen aus der Steuer auf den Bruttoumsatz. Und schliesslich stellt die Schwarzarbeit für Unternehmen, die die Soziallasten zahlen, einen unlauteren Wettbewerb dar, der viele schliesslich zur Aufgabe ihrer Tätigkeit zwingt. Was die Arbeitnehmer des schwarzen Bereiches betrifft, so stellte sich für sie bisher das Problem, dass sie keine Pension erhalten würden. Doch mit der jüngsten Reform erhalten sie ab 65 Jahren eine Altersrente von 80% der Mindestpension, womit der Fall für sie gelöst ist.
Das Problem der anormal hohen Schwarzarbeit kann man gewiss nicht mit einem Achselzucken hinnehmen. In früheren Zeiten. Z.B. unter der Militärregierung, lag der Anteil der Schwarzarbeit an den gesamten Arbeitnehmern bei 10%. Ein Koeffizient von 40%, wie ihn de Diego ermittelt, ist für die Wirtschaft untragbar, und auch der von 33% des INDEC ist absurd hoch.
Die hohe Schwarzarbeit hängt einmal mit der starren Arbeitsgesetzgebung und den hohen Soziallasten zusammen. Ein Kleinunternehmer spart bei seinen nicht eingetragenen Arbeitern die Soziallasten, und zahlt auch allgemein ein niedrigeren Lohn, als es der Gesamtarbeitsvertrag für seine Branche vorsieht. Er spart somit viel Geld. Das Problem stellt sich bei Arbeitsprozessen. Die Richter geben in diesen Fällen dem Arbeitnehmer prinzipiell recht und verurteilen die Unternehmer zu den höchsten Strafen, die das Gesetz erlaubt. Doch die Arbeitnehmer klagen eben nur ausnahmsweise, weil sie ihre Arbeit nicht verlieren wollen, so dass es für den Unternehmer billiger ist, in Einzelfällen hohe Entschädigungen zu zahlen, mit oder ohne Prozess, als die vollen Soziallasten zu begleichen. Ausserdem schliessen viele im Extremfall ihr Unternehmen und fangen dann von vorne mit einem neuen Unternehmen an.
Das Arbeitsministerium kontrolliert die Schwarzarbeit kaum, einmal weil die Zahl der Inspektoren sehr gering ist, und dann, weil eine strenge Kontrolle zur Schliessung vieler Unternehmen führen würde, was die Arbeitslosigkeit steil in die Höhe treiben würde. Schwarzarbeiter sind den Regierung lieber als Arbeitslose. Die Schwarzarbeit ist in vielen Fällen, besonders in den Provinzen des Nordens, wo sie weit über 50% liegt, ohne Schwierigkeiten zu erkennen. Sie wird nicht verheimlicht, sondern von der Regierung geduldet.
Die Schwarzarbeit kann gewiss nicht von einem Tag auf den anderen ausgemerzt werden, aber sie kann bestimmt stark verringert werden. In diesem Sinn muss zunächst der Übergang von schwarz auf weiss erleichtert werden: bei denjenigen, die sich melden und ihre Arbeitnehmer eintragen, muss die Vergangenheit einfach vergessen werden. Wenn versucht wird, dass die geschuldeten Sozialabgaben gezahlt werden, und sei es in Raten, dann geschieht nichts. Denn für die meisten Unternehmer dieses Bereiches ist dies finanziell nicht möglich. Als zweites müssten die Sozialabgaben für eine Periode von mindestens zwei Jahren halbiert werden. Und schliesslich müssten die betroffenen Arbeitnehmer während zwei Jahren auch kein Recht auf Entlassungsentschädigung haben, und auch Löhne unter dem Niveau des Gesamtarbeitsvertrages der Branche müssen für diese Zeit geduldet werden. Nur ein Gesetz in diesem Sinn könnte Erfolg haben. Die bestehende Regelung über dieses Thema ist irreal und unwirksam.
Die jugendliche Schwarzarbeit und Arbeitslosigkeit
Der Schwarzarbeit ist bei den Jugendlichen besonders hoch. Julián de Diego weist darauf hin, dass die Schwarzarbeit auf ein “exotisches Niveau” steigt, wenn es sich um Jugendliche handelt, die ihre erste Stelle erhalten, nämlich auf 70%. Dies steht in direkter Verbindung zur hohen Arbeitslosigkeit, die bei dieser Bevölkerungsgruppe besteht.
Der letzte Bericht über menschliche Entwicklung des PNUD (Programm der Vereinten Nationen für die Entwicklung), weist darauf hin, dass in Argentinien die jugendliche Arbeitlosigkeit (Menschen unter 24 Jahren) bei 19,4% liegt, hoher als die 19,1% von Kolumbien und weit über dem regionalen Durchschnitt von 13,7%. In Argentinien liegt die Arbeitslosigkeit bei Jugendlichen von 15 bis 29 Jahren drei Mal so hoch wie bei Personen zwischen 30 und 64 Jahren. Für Jugendliche, die sich nicht rechtzeitig in den formellen Arbeitsprozess eingliedern, wird dies dann zunehmend schwieriger. Das führt bei manchen dann zum Drogenkonsum und gelegentlich auch zum Übergang auf die Kriminalität.
Die Macri-Regierung war sich von vorne herein des Problems bewusst, und hat in diesem Sinn sofort ein Gesetzesprojekt im Kongress eingebracht, das die Anstellung von Jugendlichen mit einer Verringerung der Soziallasten fördert. Doch auch dieses wirklich milde Projekt kam bisher nicht durch, und die Regierung hat sich kaum um den Fall gekümmert. Das geht so weit, dass Macri sogar darauf hinwies, dass dieses Projekt im Kongress schon verabschiedet worden sei. War er nicht unterrichtet, das hier ein Konflikt enstanden ist?
Der Deputierte Héctor Recalde, Fraktionsvorsitzender der Front für den Sieg, der von Haus aus Arbeitsrechtler ist und auch Berater des Gewerkschaftsverbandes CGT war, vertritt eine extreme Position, nämlich die, dass jegliche “Flexibilisierung” des Arbeitsrechtes ausgeschlossen wird, die er jetzt auch beim Gesetzesprojekt über jugendliche Arbeit durchgesetzt hat. Er hat innerhalb im Kirchnerismus eine starke politische Stellung, nachdem er sich stets für CFK eingesetzt hat, auch nach der Aufdeckung der grossen Korruptionskandale ihrer Regierung, die er als Einzelfälle bagatellisierte. Und ausserdem weiss er über Arbeitsrecht besser Bescheid als seine Kollegen, was ihm bei der Diskussion einen Vorteil gibt. Recalde ist der Hauptverantwortliche für das Bestehen einer Arbeitsgesetzgebung, die zu hoher Schwarzarbeit und zur hoher Arbeitslosigkeit, besonders bei Jugendlichen führt. Er hat wirklich grossen Schaden angerichtet, wobei viele Arbeitslose, vor allem Jugendliche, es ihm verdanken, dass sie keine Arbeit haben. Doch von der Regierungskoalition Cambiemos hat niemand ihm widersprochen und die Dinge klargestellt.
In diesem Zusammenhang sollte die jüngste Reform des Arbeitsrechtes in Frankreich hervorgehoben werden, die der sozialistische Präsident Francois Hollande vorangetrieben hat, die eine realistische Position gegenüber dem Problem der Arbeitslosigkeit und der Konkurrenzfähigkeit einnimmt, und mit populistischen Vorurteilen aufräumt, die grossen Schaden verursacht haben. Wenn Hollande in dieser Sache seine Enstellung grundsätzlich revidiert hat, und für Flexibilität und Anpassungt an die wirtschaftlchen Gegebenheiten eintritt, sollten sich viele lokale Politiker überlegen, ob nicht auch für sie der Zeitpunkt für eine Wende gekommen ist.
Die bestehende argentinische Arbeitsgesetzgebung ist vornehmlich für Grossunternehmen gedacht, und ebenfalls für den Schutz derjenigen, die schon eine formelle Arbeit haben. Kleine und mittlere Unternehmen (genannt pymes), die für ca. 80% der beschäftigten Arbeitnehmer verantwortlich sind, und Arbeitslose, werden dabei einfach ignoriert. Das unvermeidliche Ergebnis ist eben der bestehende Zustand, mit hoher Arbeitslosigkeit und einer enormen Schwarzarbeit, beides mit zunehmender Tendenz. Präsident Mauricio Macri sollte sich um dieses Problem mehr kümmern, und auch um eine Strategie, um notwendige Reformen durchzusetzen. Er sollte sich die Arbeitspolitik nicht von Recalde vorschreiben lassen. Doch bisher scheint dieses Thema für ihn zweitrangig zu sein. Oder er hat Angst vor den Gewerkschaften und lässt sich in die Enge treiben. Beides ist verhängnisvoll.